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Der Oberbürgermeister 

 
 
 
 
 

 
Auszug aus der 

N i e d e r s c h r i f t 
der Sitzung der Kommission Barrierefreies Bauen 

 

 
Sitzungstermin: Dienstag,  22.09.2020 

Sitzungsbeginn: 15:00 Uhr 

Sitzungsende: 18:00 Uhr 

Ort, Raum: Nadelfabrik, Reichsweg 30, Foyer 

 

 
Sitzung des Mobilitätsausschusses am 24.09.2020 
 
Vorlage zu TOP 3: FB61/1535/WP17 – ÖPNV-Hauptnetz in Aachen 
 
Beschluss der Kommission: 
Die Kommission möchte bei der Erarbeitung der Kriterien des ÖPNV-Netzes und der 
Entwicklung der Fahrgastbefragung durch die Verwaltung in Zusammenarbeit mit der 
ASEAG beteiligt werden. Die Menschen mit Behinderungen und die Senior*innen 
sind die schwächsten Verkehrsteilnehmer*innen. Der ÖPNV ist noch nicht genügend 
geeignet für die Nutzung für diesen Personenkreis.     
 

Vorlage zu TOP 4: FB61/1543/WP17 – Lintertstraße – Ertüchtigung von 
Radverkehrsanlagen im Rahmen der Rad-Vorrang-Route Brand 
 

Beschluss der Kommission: 

Die Kommission spricht sich für die Variante 3 aus, da hier auf einer Gehwegseite die 
3 m Gehwegbreite erhalten bleibt und der Gehweg baulich abgesetzt ist. 
Die Variante 1 und 1b lehnt die Kommission ab, da hier die Gehwege zu schmal 
werden und die RASt 06 sowie die H BVA hier nicht berücksichtigt wurden. 
 
Vorlage zu TOP 5: Vorlage - FB61/1536/WP17-1- Grüner Pfeil für Radfahrende in 
Aachen Gemeinsamer Ratsantrag der Grünen und der Piraten vom 20.02.2020 
 

Beschluss der Kommission: 

Aufgrund des teils rücksichtslosen und schlechten Verhaltens der Radfahrer*innen 
sind die Menschen mit Behinderungen bei Einführung des Grünen Pfeils für 
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Radfahrende in Aachen nicht mehr selbst „Herr des Verkehrsgeschehens“. Daher 
lehnt die Kommission diese Maßnahme aus Aspekten der Sicherheit ab. Sollte der 
Grüner Pfeil aber eingeführt werden, möchte die Kommission in jedem Einzelfall 
beteiligt werden.  
 

Zu TOP 8: 

Vorlage – FB61/1528/WP17 Verbesserung der baulichen Gegebenheiten für 

innerstädtischen nicht-motorisierten Individualverkehr  

 

Beschluss der Kommission:  

Bei baulichen Veränderungen der Straßenüberquerungen und Einmündungen ist das 
Leitsystem für ALLE zu berücksichtigen.  Die Anhebung der Straßenquerungen stellt 
für Menschen mit Behinderungen eine Gefahr da, wenn keine entsprechenden 
Sicherungsmaßnahmen, wie Aufmerksamkeitsfelder  - eingebettet in ein 
durchgängiges Leitsystem – vorhanden sind. Die Kommission muss hier bei den 
Planungen beteiligt werden. 
Hochgradig sehbehinderte und blinde Menschen sowie hörgeschädigte und 
gehörlose Menschen können Fahrzeuge, die den Gehweg queren, nicht rechtzeitig 
wahrnehmen. Ihnen wird bei Umsetzung der Planung eine nicht vorhandene 
Sicherheit vorgetäuscht. 
Die niveaugleiche Führung des Radverkehrs mit den Fußgänger*innen ist nur mit 
einer deutlichen baulichen Trennung akzeptabel, wobei diese nicht zu Lasten der 
Gehwegbreite zu realisieren ist. 
 

Die Kommission muss hier bei den Planungen beteiligt werden. 
 

Zu TOP 9: 

Vorlage – FB61/1545/WP17 Mitteilung der Verwaltung Vaalser Straße – 

Lennéstraße, Umbau Mittelinsel 

 

Beschluss der Kommission: 

Die Kommission lehnt die vorliegende Planung ab, da bei dem Einbau der 
Kugelplatte als Trennelement zum niveaugleichen Radweg dies zu Lasten der 
Gehwegfläche geht.  
Die verbleibende Gehwegbreite für Menschen mit Behinderungen mit 1,32 m ist 
erheblich zu schmal und damit für die Nutzung durch Fußgänger*innen 
unzureichend, da dort ein Begegnungsverkehr Menschen mit Kinderwagen oder für 
Menschen mit Rollator oder Rollstuhl nicht möglich ist. 
Die Gehwegbreite unterschreitet dann erheblich den Vorgaben der RASt 06 
(Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen) und der H BVA (Hinweise für 
barrierefreie Verkehrsanlagen). 
Hier sollte Ziel 3 des Radentscheids umgesetzt werden, das besagt "K Die Radwege 
entstehen ohne Flächenminderung für den Fußverkehr und ÖPNV und sind auch von 
diesen baulich getrennt“. 
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zu TOP 11: Vorlage – FB61/1540/WP17 Fahrgastbeirat, weiteres Vorgehen 

 
Beschluss der Kommission: 

Die Kommission bittet darum, mit einem Vertreter oder Vertreterin in den 
Fahrgastbeirat aufgenommen zu werden, damit die Belange von Menschen mit 
Behinderungen und der Senior*innen dort Eingang finden. 
   
zu TOP 12: 

Umgestaltung der Bismarckstraße als Fahrradstraße Hier: Ergebnisse der 

Bürgerinformation   

 
Beschluss der Kommission: 

Die Kommission spricht sich für die Variante 2 aus, da hier die Nebenanlagen 
vergrößert werden und somit eine Verbesserung für Fußgänger*Innen, insbesondere 
mit Behinderungen erzielt wird. Hierbei ist das Leitsystem für ALLE zu integrieren. 
Die geplanten Gastronomieflächen dürfen nicht zu Lasten der nutzbaren 
Gehwegflächen vergrößert werden. Hier muss Sondernutzungssatzung der Stadt 
Aachen* beachtet werden.  
 
*§2 Sondernutzungssatzung der Stadt Aachen: Bei Nutzung auf baulich abgegrenzten Gehwegen muss in der Regel eine Verkehrsfläche 

in einer Breite von mindestens 1,80 m lichter Raum freigehalten und ein Abstand von der Fahrbahnkante von 0,50 m eingehalten 

werden. Auf einer Länge von max. 10 Metern ist eine Restgehwegbreite von 1,50 m zulässig. Die Stadt behält sich die Forderung einer 

größeren Restgehwegbreite, insbesondere aus Gründen der Verkehrssicherheit vor. 
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